
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 15.01.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 064/611-1/2025/1 

Vorlage: 064/2025/0003 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Bau-, Agrar-, Umwelt- Friedhof- 
und Mobilitätsausschuss Wein-
olsheim 

03.02.2025 4 Öff.    

Gemeinderat Weinolsheim 11.02.2025 6 Öff.    

 
    

 
Weinolsheim; Verlängerung eines genehmigten Abweichungsantrags; Beteiligung der Ge-
meinde gemäß § 36 BauGB 
Brochonstraße; Flur 14, Flurstück 198/3  
Fristende: 03.03.2025 
Anbau von Gauben an ein bestehendes Gebäude 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss / Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur Verlänge-
rung des genehmigten Abweichungsantrages. 
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag  
    
    

(Rech)  (Livingston)  
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 35 
im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung Mainz-
Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde und 
Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Gemeinde in ihrer Planungshoheit 
berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im Genehmigungsver-
fahren vorgesehen.  
 
• Verlängerung des Abweichungsantrags 
  
Gegenstand des Verlängerungsantrages ist die Abweichung von bauordnungsrechtlichen Fest-
setzungen zur Herstellung einer Gaube. 
Im vorliegenden Fall kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes eine Ausnahme (Befrei-
ung) zugelassen werden, da die Grundzüge der Planung nicht berührt werden und die Abwei-
chung städtebaulich vertretbar ist. 
 
Der Verlängerung der genehmigten Ausnahme stehen keine Bedenken entgegen. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Ein Mehrbedarf an Stellplätzen wird nicht ausgelöst.  
 
 
  
 
 


